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Ausbau der Mobilfunkversorgung (Mo.
16.3007)

Post und Telekommunikation

Ein im März 2014 im Nationalrat eingereichtes Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
beauftragt den Bundesrat zu prüfen, ob eine Anpassung der Verordnung über den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) den Ausbau der Mobilfunkversorgung
verbessern könnte. Durch die in der Schweiz sehr tiefen Strahlungsgrenzwerte werde
einerseits der Mobilfunknutzer einer höheren Strahlenbelastung ausgesetzt, weil die
Geräte mehr leisten müssen, andererseits werden wegen der tiefen Grenzwerte viele
Antennen benötigt, um das ständig wachsende Datenvolumen zu bewältigen. Mit
weniger strengen Grenzwerten (welche vergleichbar wären mit jenen unserer
Nachbarländer) wären weniger Antennen nötig und die Strahlenbelastung würde für die
Nutzer sinken. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat auf ein überwiesenes
Postulat Noser (fdp, ZH) von 2012 hin, bei dessen Beantwortung der Bundesrat auch auf
die im vorliegenden Postulat gestellten Fragen eingehen werde. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und der Nationalrat folgte diesem Antrag
diskussionslos. 1

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat legte im Februar 2015 einen Bericht über zukunftstaugliche
Mobilfunknetze vor und erfüllte damit die Aufträge der Postulate Noser (fdp, ZH)
(12.3580) und FDP-Liberale Fraktion (14.3149). Im Juni 2016 schrieb der Nationalrat das
Postulat der FDP-Liberale Fraktion ab. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
NIKLAUS BIERI

Mit ihrer Motion „Modernisierung der Mobilfunknetze raschestmöglich sicherstellen”
forderte die KVF-NR den Bundesrat auf, die Erkenntnisse aus dem Bericht
„Zukunftstaugliche Mobilfunknetze” (resultierend aus den Postulaten Noser 12.3580
und FDP-Liberale Fraktion 14.3149) umgehend umzusetzen. Es seien eine Revision der
Verordnung zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) anzustossen, der
Anlagegrenzwert für Mobilfunkanlagen anzuheben, die Vollzugshilfsmittel zu
vereinfachen, ein NIS-Monitoring aufzubauen und die Finanzierung des Monitorings in
der bevorstehenden Revision des Fernmeldegesetzes einzuplanen. 
Eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion, die im Juni
2016 zusammen mit dem Postulat KVF-NR (16.3008) im Nationalrat behandelt wurde.
Der Bundesrat begrüsste die in der Motion geforderten Schritte und beantragte die
Annahme der Motion. Mit 96 zu 89 Stimmen bei 3 Enthaltungen nahm der Nationalrat
die Motion an. 
Im Dezember 2016 beriet der Ständerat über die Motion. Die KVF-SR beantragte die
Annahme, eine Minderheit Häberli-Koller (cvp, TG) wollte die Motion ablehnen und
berief sich in erster Linie auf die in der Bevölkerung verbreiteten Ängste vor der
Strahlung, die vom Mobilfunknetz ausgeht. Viele Ständeratsmitglieder erwähnten in
ihren Voten die Flut an Zuschriften von Menschen, die unter gesundheitlichen
Problemen leiden, die sie der Strahlenbelastung zuschreiben. Bundesrätin Leuthard
berief sich im Rat auf die WHO, die eine Gesundheitsgefährdung durch
Mobilfunkantennen ausschliesse, und führte ins Feld, dass eine höhere Dichte an
Antennen die Strahlungsbelastung sogar minimiere. Ihren Ausführungen zum Trotz
lehnte der Ständerat die Motion ab – wenn auch sehr knapp mit 20 zu 19 Stimmen bei 3
Enthaltungen. 3

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI
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Den Kollaps der Mobilfunknetze verhindern
und den Anschluss an die Digitalisierung
sicherstellen (Mo. 18.3006)

Post und Telekommunikation

Eine Motion der KVF-SR wollte den Bundesrat verpflichten, die Verordnung zum Schutz
vor nichtioniserender Strahlung (NISV) zu revidieren, um den Kollaps der
Mobilfunknetze zu verhindern und den Anschluss an die Digitalisierung sicherzustellen.
Die drastische Zunahme in der Auslastung der bestehenden Mobilfunkinfrastruktur der
letzten Jahre sowie der erschwerte Bau von neuen Anlagen würden ein entschlossenes
Handeln des Bundesrates unumgänglich machen. Die NISV sei zu lockern, damit die
Schweiz auch in der nächsten Mobilfunkgeneration wettbewerbsfähig bleibe und die
Digitalisierung bewältigen könne. 
Eine Kommissionsminderheit Häberli-Koller (cvp, TG) beantragte die Ablehnung der
Motion, der Bundesrat empfahl sie zur Annahme. In seinem Antrag wies der Bundesrat
auf die Motion 16.3007 der KVF-NR hin, welche ebenfalls eine Anpassung der NISV zum
Ziel hatte und deren Annahme er ebenfalls empfohlen hatte, die aber vom Ständerat
abgelehnt worden war. Im Ständerat, der im März 2018 über die Motion debattierte, gab
es denn auch Stimmen, die sich daran störten, nach nur etwas mehr als einem Jahr
bereits wieder auf einen Entscheid zurückzukommen. Neben der Kritik, dass noch keine
abschliessenden Erkenntnisse zu gesundheitlichen Folgen vorlägen, wurde moniert,
eine Erhöhung der Grenzwerte für die grossen Mobilfunkanlagen wäre keine nachhaltige
Lösung, da die Kapazitäten einige Jahre später bereits wieder zu klein wären. Vielmehr
seien dezentrale, aber verbundene Netze am zukunftstauglichsten. Dem wurde
entgegengehalten, die Einführung von 5G, der Mobilfunktechnologie der fünften
Generation, sei ebenso notwendig wie unausweichlich, und die Kapazitätserhöhungen
bestehender Mobilfunkanlagen seien dazu der nachhaltigste Weg. Wie schon in der
Wintersession 2016 fiel auch diesmal der Entscheid sehr knapp aus: Mit 21 zu 22
Stimmen (2 Enthaltungen) wurde die Motion abgelehnt. 4

MOTION
DATUM: 05.03.2018
NIKLAUS BIERI

Nicht zustandegekommene Mobilfunk-
Initiativen (2019-2021)

Post und Telekommunikation

Gleich zwei Mobilfunk-Initiativen wurden im Oktober 2019 lanciert. Am 1. Oktober
wurde die Volksinitiative «Für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden
Mobilfunk» im Bundesblatt publiziert und eine Woche später, am 8. Oktober, die
«Mobilfunkhaftungs-Initiative». Hinter beiden Initiativen stehen kleine Komitees von
Privatpersonen. 
Die Initiative für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden Mobilfunk
bezweckt, dass der gemäss der Verordnung über den Schutz vor nicht-ionisierender
Strahlung geltende Anlagegrenzwerte von 4–6 Volt pro Meter nicht erhöht werden darf.
Zudem müsste die Signalstärke von Mobilfunkanlagen so angepasst werden, dass das
Signal im Innern von Häusern nicht empfangen wird. Auch private hochfrequente
Strahlungsquellen im Gebäudeinneren (beispielsweise Funkuhren) müssten so reguliert
werden, dass keinerlei Funkstrahlung in benachbarte Räume dringt. In Fahrzeugen des
öffentlichen Verkehrs müssten Abteile ausgewiesen werden, in denen der Gebrauch
von elektronischen Geräten verboten wäre. Zudem seien die Standorte von nicht
sichtbaren Sendestationen zu markieren. Ferner fordert die Volksinitiative eine
Bildungsoffensive des Bundes, mit welcher umfassend über die Gesundheitsgefährdung
durch nicht-ionisierende Strahlung und über die Symptome der Elektrosensibilität
informiert werden soll; zudem sollen für Personen mit Elektrosensibilität unentgeltliche
und unabhängige Beratungsstellen geschaffen werden. Die Unterschriftensammelfrist
endet am 15. April 2021.
Die Mobilfunkhaftungs-Initiative will die Konzessionäre von Mobilfunkfrequenzen
haftbar machen für Personen- oder Sachschäden, die durch den Betrieb von
Sendeeinrichtungen entstehen. Die Beweislast soll dabei umgedreht werden: Wenn die
Konzessionärin nachweisen kann, dass der Schaden nicht vom Betrieb der
Mobilfunkanlage herrührt, entfällt die Haftung. Die Sammelfrist läuft bis zum 22. April
2021. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.2019
NIKLAUS BIERI
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Im Sommer 2021 gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die beiden Mobilfunk-Initiativen
«Für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden Mobilfunk» und
«Mobilfunkhaftungs-Initiative» nicht zustande gekommen sind. Die Initiativkomitees
konnten die notwendige Zahl von 100'000 Unterschriften nicht innert der Sammelfrist
zusammentragen. Die Forderungen der Mobilfunkhaftungsinitiative seien in der Folge in
Form einer Petition mit circa 92'000 Unterschriften eingereicht worden, berichtete La
Liberté. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.07.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bericht Arbeitsgruppe Mobilfunk und
Strahlung

Post und Telekommunikation

Ende November 2019 wurde der Öffentlichkeit der Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt. Die Arbeitsgruppe – 2018 noch von Doris
Leuthard eingesetzt – fasste in ihrem Bericht die Fakten rund um die Mobilfunkanlagen,
die Datenübertragung und die dabei auftretende Strahlung zusammen und zeigte in
fünf Optionen auf, wie sich das Mobilfunknetz der Schweiz weiterentwickeln könnte. Im
Wesentlichen ging es um die Frage, ob und falls ja, wie stark die Strahlungsgrenzwerte
angehoben werden sollten. Ohne Anhebung der Grenzwerte brauche es Zehntausende
neuer Antennen, mit einer starken Anhebung hingegen keine. Solange weitere
Erkenntnisse über die Gesundheitsfolgen einer Grenzwerterhöhung fehlten, sei die
Wahl einer Option eine politische Frage, erklärte die Arbeitsgruppe im Bericht.
Die Arbeitsgruppe wies in ihrem Bericht zudem sechs begleitende Massnahmen zum
Ausbau des Mobilfunknetzes aus: Die NISV soll vom Bund gemeinsam mit den Kantonen
vereinfacht und harmonisiert, das im Rahmen der revidierten NISV 2019 eingeführte
Monitoring von Strahlungsexposition und Gesundheitsfolgen soll weiterentwickelt
werden. Ferner soll die Forschung zu gesundheitlichen Folgen des Mobilfunks sowie die
Information der Bevölkerung über Mobilfunk und Strahlung verstärkt werden. Weiter
soll der Bund Unterstützung leisten bei der Schaffung einer umweltmedizinischen
Beratungsstelle für nichtionisierende Strahlung. Eine neue Austauschplattform
«Mobilfunk der Zukunft» soll alle diesbezüglichen Interessen in die Diskussion
integrieren. 7

BERICHT
DATUM: 28.11.2019
NIKLAUS BIERI

Am 22. April 2020 legte der Bundesrat das weitere Vorgehen im Bereich Mobilfunk und
5G fest. Der Bundesrat würdigte die Bedeutung des Standards der fünften Mobilfunk-
Generation (5G) für die Digitalisierung ebenso, wie die Vorbehalte, die es zum Ausbau
des 5G-Netzes in Teilen der Bevölkerung gebe. Diese Vorbehalte zeigten sich etwa bei
der 2019 eingereichten Petition «Stoppt 5G in der Schweiz!» oder bei den beiden
Volksinitiativen zum Mobilfunk, welche sich im Sammelstadium befanden. Der
Bundesrat entschied, die sechs begleitenden Massnahmen umzusetzen, welche die
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» in ihrem Bericht vom November 2019
vorgeschlagen hatte. Dabei sollen die Weiterentwicklung des Monitorings der
Strahlenbelastung und die Schaffung einer Beratungsstelle für nichtionisierende
Strahlung Priorität haben. Bezüglich der nichtionisierenden Strahlung entschied der
Bundesrat weiter, die Anlagegrenzwerte nicht zu lockern. Selbst die Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» hatte dazu nur Szenarien, aber keine Empfehlung in ihren
Bericht aufgenommen. Das UVEK soll nun die Bearbeitung des Postulats Häberli-Koller
(cvp, TG) für einen «nachhaltigen Mobilfunk» vorantreiben und dem Bundesrat in einem
Bericht bis Ende 2021 die Möglichkeiten einer nachhaltigen Gestaltung des Mobilfunks
aufzeigen. 
Der Entscheid des Bundesrates wurde von der Presse kritisch aufgenommen: Ein
«Armutszeugnis» für den Bundesrat sei sein zögerliches Agieren bezüglich der
Grenzwerte, hiess es in einem Kommentar in der NZZ. Der Tages-Anzeiger berief sich
auf das entsprechende Szenario im Bericht der Arbeitsgruppe «Mobilfunk und
Strahlung» und schrieb, mit dem Festhalten an den geltenden Grenzwerten könnte die
vollständige Einführung von 5G zwanzig bis dreissig Jahre dauern und fast CHF 8 Mrd.
kosten. 8

ANDERES
DATUM: 22.04.2020
NIKLAUS BIERI
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Im Februar 2021 präsentierte das BAFU die Ergänzung der Vollzugshilfe für den
Umgang mit adaptiven Antennen. Der Bundesrat hatte im April 2020 entschieden, dass
die geltende Vollzugshilfe um diesen Aspekt ergänzt werden soll, die geltenden
Anlagegrenzwerte der NISV aber nicht gelockert werden. Das Ziel der ergänzten
Vollzugshilfe besteht darin, dass die Bewilligungsbehörden bei der Berechnung der
Strahlung eine klare Anleitung haben.
Weiter wurde in der Medienmitteilung des BAFU erläutert, dass adaptive Antennen – im
Unterschied zu den konventionellen Antennen – die Funksignale nicht mehr konstant in
eine Richtung absendeten, sondern die Strahlung dorthin fokussierten, wo sich das
verbundene Endgerät befinde. Dadurch werde die Strahlung in die anderen Richtungen
reduziert. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Februar 2021 hatte der Bundesrat eine Vollzugshilfe zur Berechnung der Strahlung
von neuen adaptiven Antennen veröffentlicht, welche für den Ausbau des 5G-Netzes
benötigt werden. Der Bundesrat orientierte daraufhin im Dezember 2021 darüber, dass
er einige Elemente dieser Vollzugshilfe zu den adaptiven Antennen in der NISV
verankert habe. Durch die Festschreibung auf Verordnungsstufe sind diese Elemente
bindend – nicht aber die übrigen Regelungen der Vollzugshilfe –, wodurch mehr
Rechtssicherheit geschaffen werden solle. An den Grenzwerten in der NISV und somit
am Schutzniveau nahm der Bundesrat keine Änderungen vor. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachhaltiges Mobilfunknetz (Po. 19.4043)

Post und Telekommunikation

Mit einem Postulat griff Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches müsse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewährleisten, andererseits müsse die Einführung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernünftiger Zeiträume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenüber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Förderung der Datenübertragung über das Glasfasernetz. Ähnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers über die Einführung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig. 
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht über «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesrätin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
nötig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.
Im Dezember 2019 behandelte der Ständerat das Geschäft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesrätin Sommaruga zuerst für den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darüber hinaus fehle aber die Diskussion über mögliche Konzepte für die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen würden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klären lassen, gingen aber deutlich über
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Ständerat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. 11

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat publizierte im April 2022 den Bericht «Nachhaltiges Mobilfunknetz» in
Erfüllung des gleichnamigen Postulats von Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG). Die
Regierung betonte in ihrem Bericht, dass leistungsfähige
Telekommunikationsinfrastrukturen und Glasfasernetze für Wirtschaft und Gesellschaft
essentiell seien, weshalb ein rascher Ausbau des 5G-Netzes und des Glasfasernetzes
unabdingbar sei. Zudem wurde erläutert, dass einzelne Elemente der Vollzugshilfe zu
adaptiven Antennen im Dezember 2021 in die NISV übernommen worden seien. Diese
rechtlichen Anpassungen ermöglichten nun den Einsatz dieser adaptiven Antennen, was
wiederum dazu führe, dass für den Ausbau des 5G-Netzes deutlich weniger Antennen
notwendig seien als bisher angenommen und die Kosten deutlich tiefer ausfallen

POSTULAT
DATUM: 20.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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würden (CHF 3.2 Mrd. statt CHF 7.7 Mrd.). Das UVEK habe zudem als Begleitmassnahmen
ein NIS-Monitoring, eine umweltmedizinische Beratungsstelle, die Harmonisierung im
Vollzug sowie eine Intensivierung der Forschung aufgegleist, um den Ängsten in der
Bevölkerung vor 5G zu begegnen. Der Bericht ging schliesslich auch der im Postulat
Häberli-Koller aufgeworfenen Frage nach einem Einheitsnetz nach: Der Bundesrat
schloss ein solches Einheitsnetz als Option aus. Zwar würde es zu weniger
Antennenstandorten führen, davon erwarte man aber betreffend Strahlungsexposition
kaum Vorteile im Vergleich zur heutigen Situation mit drei Netzen. Hingegen würde ein
Einheitsnetz den Wettbewerb verhindern und die Ziele des FMG in Frage stellen, so der
Bundesrat. 12

Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das Postulat
Häberli-Koller (mitte, TG) zur nachhaltigen Ausgestaltung der Mobilfunknetze ab. Der
Bundesrat erachtete das Anliegen mit der Veröffentlichung des entsprechenden
Berichts «Nachhaltiges Mobilfunknetz» im Frühling 2022 als erfüllt. 13

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

Förderung der Forschung zu Mobilfunk und
Strahlung

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion forderte Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG) den Bundesrat auf,
die zur Förderung der Forschung zu Mobilfunk und Strahlung notwendigen
Massnahmen zu ergreifen. Der Ausbau der Mobilfunknetze sowie die möglichen daraus
resultierenden gesundheitlichen Folgen würden die Gesellschaft zur Zeit stark
beschäftigen; eine Intensivierung der Forschung sei notwendig. Finanziert werden
könne die Forschung mit einem Teil der Einnahmen aus der Versteigerung von
Mobilfunkfrequenzen, zudem sei eine Private-Public-Partnership anzustreben. 
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen und beantragte die Annahme der Motion.
Diese kam in der Wintersession 2019 in den Nationalrat, war unbestritten und wurde
diskussionslos angenommen. 14

MOTION
DATUM: 20.12.2019
NIKLAUS BIERI

Die von der KVF-SR einstimmig zur Annahme empfohlene Motion «Förderung der
Forschung zu Mobilfunk und Strahlung» von Edith Graf-Litscher (sp, TG) wurde im
Ständerat in der Herbstsession 2020 stillschweigend angenommen. Die Redner und
Rednerinnen waren allesamt der Ansicht, dass es im allgemeinen Interesse liege, die
Forschung über die gesundheitlichen Auswirkungen dieser Mobilfunktechnologie, und
insbesondere über 5G, voranzutreiben, zumal mit 6G bereits die nächste Generation
des Mobilfunkstandards vor der Türe stehe. 15

MOTION
DATUM: 15.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Petition «Stoppt 5G in der Schweiz!»

Post und Telekommunikation

Im Oktober 2019 war die Petition «Stoppt 5G in der Schweiz!» mit rund 40'000
Unterschriften dem UVEK übergeben worden. Neben der Forderung nach einem
sofortigen Stopp des 5G-Ausbaus verlangte die Petition unter anderem auch «weisse
Zonen» ohne WLAN- und Mobilfunkverbindungen, die Aufklärung von Kindern in
Schulen und Kindergärten über die Gefährlichkeit von Mobilfunkstrahlung, ein
Lobbying-Verbot für Kommunikationsunternehmen und ein Verbot, zur
Mobilfunkempfangsverbesserung gesunde Bäume zu fällen. 
Im Januar 2020 besprach die KVF-NR in ihrer Sitzung zum Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» auch die Petition. Während die Kommission die
Empfehlungen aus dem Bericht der Arbeitsgruppe begrüsste und dem Bundesrat zur
Beachtung empfahl, lehnte sie die Forderungen der Petition rundweg ab. Die KVF-NR
sei gegen ein Technologieverbot, solange sich die Technologie im Rahmen geltender
Gesetze bewege, hielt die Kommission in ihrem Bericht fest. Die weiteren Forderungen
seien entweder nicht umsetzbar oder deren Umsetzung sei nicht erwünscht. Mit 21 zu 0

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 21.01.2020
NIKLAUS BIERI
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Stimmen (1 Enthaltung) beantragte die Kommission ihrem Rat, der Petition keine Folge
zu geben. 16

Moratorium für die 5G- (und 4G-plus-)
Technologie in der Schweiz (Kt.Iv. 20.309)

Post und Telekommunikation

Der Kanton Genf reichte im März 2020 eine Standesinitiative mit dem Titel
«Moratorium für die 5G- (und 4G-plus-) Technologie in der Schweiz» ein. Die
Standesinitiative forderte ähnlich wie die Initiative des Kantons Neuenburg, ein
Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes in der Schweiz zu
verhängen, in Kooperation mit den Kantonen ein nationales Funkwellen-Kataster zu
erstellen und auch bei der Vorbereitung der Netzabdeckung mit den Kantonen
zusammenzuarbeiten und deren Stellungnahmen miteinzubeziehen. 
In der Begründung der Initiative wurde festgehalten, dass vor dem Aufbau des 5G-
Netzes eine Grundsatzdebatte über das Für und Wider von 5G stattfinden müsse, zumal
die gesundheitlichen Auswirkungen auf Mensch und Natur noch nicht geklärt seien.
Auch seien die Auswirkungen auf das Klima sehr fragwürdig. Während die
Befürworterinnen und Befürworter von 5G davon ausgehen würden, dass «durch ein
präziseres Prozessmanagement Energie und Ressourcen gespart werden können», war
der Kanton Genf der Ansicht, dass es durch 5G eher zu einer Erhöhung des CO2-
Ausstosses kommen werde. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Mai 2021 befasste sich die KVF-SR einmal mehr mit dem Mobilfunkstandard 5G,
dieses Mal in Form von Standesinitiativen der Kantone Neuenburg, Jura und Genf. Der
Genfer Initiative, welche ein Moratorium für die 5G- (und 4G-plus-) Technologie in der
Schweiz forderte, wurde keine Folge gegeben. Sie wurde mit 11 zu 1 Stimmen deutlich
abgelehnt und dies mit derselben Begründung wie bei den beiden anderen
Standesinitiativen. Die Kommission argumentierte in ihrem Bericht, dass – obwohl die
so genannten Millimeterwellen für den Schweizer Mobilfunk derzeit nicht verwendet
werden – die Forschung bezüglich möglicher Auswirkungen dieser Wellen auf die
Gesundheit bereits stark vorangetrieben werde. Diese Forschung sei auch durch die
Gruppe Mobilfunk und Strahlung empfohlen sowie in der überwiesenen Motion 19.4073
von Edith Graf-Litscher (sp, TG) gefordert worden. Die Kommission hielt in ihrem
Bericht gleichzeitig fest, dass bei den derzeit geltenden Grenzwerten für die
Mobilfunkanlagen bislang keine negativen gesundheitlichen Auswirkungen festgestellt
werden konnten. Die Forderung nach einem Funkwellenkataster und somit nach einem
Monitoring der Strahlenbelastung sah die Kommission als erfüllt an, auch würden die
Gemeinden und die Bevölkerung bei der Planung der Netzabdeckung bereits stark
involviert, was die Standesinitiative ebenfalls gefordert hatte.
Die Kommission reichte im Zuge ihrer Debatte ein eigenes Postulat (Po. 21.3596) ein,
um beim allenfalls in Zukunft genutzten Millimeterwellenbereich bedacht vorgehen zu
können. Dieses Postulat solle daher «den frühzeitigen Informationsfluss zwischen
Behörden und der Bevölkerung [sicherstellen], sowie den Einbezug der Kantone und
der zuständigen Parlamentskommissionen in eine künftige Nutzung von Frequenzen im
sogenannten Millimeterwellenbereich [garantieren]». Durch das Postulat solle zudem
gewährleistet werden, dass die Forschungsergebnisse über die Auswirkungen der neuen
Millimeterwellenfrequenz in die Planung der Nutzung dieser Frequenzbänder
berücksichtigt werden. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Genf betreffend ein Moratorium für die 5G-Technologie in der Schweiz gemeinsam
mit zwei ähnlich gelagerten Initiativen der Kantone Jura und Neuenburg sowie dem
Postulat «Künftige Frequenznutzung für den Mobilfunk im sogenannten
Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der Ständerat gab den
drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Nationalrat schloss sich in der Frühjahrssession 2022 seiner vorberatenden KVF-NR
sowie dem Ständerat an und gab der Standesinitiative des Kantons Genf betreffend ein
Moratorium für die 5G-Technologie in der Schweiz sowie zwei ähnlichen Initiativen der
Kantone Neuenburg und Jura keine Folge. Diese sind somit erledigt. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Debatte um 5G

Post und Telekommunikation

Im Frühjahr 2020 wurde in den Printmedien wieder vermehrt über den
Mobilfunkstandard 5G berichtet. Auslöser für die Intensivierung der Debatte war
wahrscheinlich ein im November 2019 veröffentlichter Bericht der verwaltungsinternen
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung». Dieser Bericht brachte gemäss den Medien
aber keine Gewissheit, dass 5G keine Gefahr für Mensch und Umwelt bedeute, daher
habe die Arbeitsgruppe bei der Frage der Senkung der Anlagegrenzwerte auf eine
Empfehlung verzichtet. 
Viele Personen sähen die Politik in der Pflicht, einen Entscheid über den weiteren
Ausbau von 5G zu treffen. Gleichzeitig versuchten sie aber, die politischen Akteure in
ihrem Sinne zu beeinflussen. So berichteten beispielsweise das St. Galler Tagblatt sowie
die Aargauer Zeitung über Kundgebungen seitens der 5G-Gegnerinnen und -Gegner,
die Ende Januar 2020 in vielen verschiedenen Städten stattfanden. Fünf
Gruppierungen hatten gemäss Zeitungsberichten sogar eine Volksinitiative angekündigt;
für zwei Initiativen wurden im Oktober 2020 bereits Unterschriften gesammelt. Auf der
kritischen Seite seien auch einige Politikerinnen und Politiker von links und rechts
einzuordnen. Zudem seien auch etliche Gemeinden skeptisch gegenüber 5G eingestellt
und legten gegen den Bau von Antennen Rekurse ein. Auf Kantonsebene hatten Genf
und Neuenburg je eine Standesinitiative betreffend ein Moratorium für den Ausbau der
5G-Technologie eingereicht, wie die Medien berichteten. Für die kritischen Stimmen
liege das Problem generell darin, dass die Auswirkung der Strahlung auf die Gesundheit
nicht bekannt sei und das Vorsorgeprinzip eingehalten werden müsse. Die NZZ
bezeichnetet schliesslich auch das BAFU als eine den 5G-Ausbau verzögernde Kraft,
indem es für die Ausarbeitung von Richtlinien extrem viel Zeit benötige.
Auf der 5G-Befürworterseite stuften die Medien vor allem die Telekomanbieter,
Organisationen wie Economiesuisse oder den SGV sowie einige Vertreterinnen und
Vertreter der Wissenschaft ein. Economiesuisse beispielsweise dränge auf den Ausbau
der 5G-Antennen. Da sich das Datenvolumen dauernd vergrössere, würden die Netze
bald an ihre Grenzen stossen und dadurch werde in Zukunft die Qualität der
Internetverbindung leiden. Wie der Tagesanzeiger berichtete, argumentierten die
Mobilfunkanbieter sehr ähnlich: Die Schweiz verliere den Anschluss an die Welt, wenn
sie bei 5G nicht vorwärts mache respektive mehr Antennen gebaut werden dürften. In
der Aargauer Zeitung und der NZZ wurden schliesslich zwei Experten zitiert, die beide
Mitglied der oben genannten Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» waren. Diese
beiden Wissenschaftler forderten die Forcierung des Antennenbaus für 5G: Dadurch
sinke allgemein die Strahlenbelastung im Vergleich zu 4G, da die neuen Antennen viele
kleine, fokussierte elektrische Felder erzeugten, deren Stärke je nach Benutzervolumen
variiere. Zudem werde ohnehin nur fünf Prozent der Strahlung durch die Antennen
abgesondert, 95 Prozent der Strahlung gehe von den Endgeräten (beispielsweise
Mobiltelefon) aus. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes (Kt.Iv. 20.314)

Post und Telekommunikation

Im April 2020 reichte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative betreffend ein
Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes ein; mit ähnlichen
Forderungen wie die Standesinitiative des Kantons Genf (Kt.Iv. 20.309). Das Moratorium
solle so lange gelten, bis das BAFU das für 2021 angekündigte, schweizweite Monitoring
über die Belastung der Bevölkerung durch nichtionisierende Strahlung eingeführt und
Arbeiten zu den Auswirkungen der spezifischen Millimeter-Technologie
(Frequenzbereich ab 24 Gigahertz) auf die Gesundheit publiziert habe. Zudem solle die
Gesetzgebung dahingehend angepasst werden, dass ein nationales Funkwellenkataster

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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erstellt wird, dass die Kantone und Gemeinden in die Planung der Netzabdeckung
miteinbezogen werden und dass die Bevölkerung über Präventionsmassnahmen
informiert wird. 22

Die KVF-SR beugte sich im Mai 2021 über die Initiative des Kantons Neuenburg, welche
unter anderem das Ziel verfolgte, ein Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes zu erreichen. Die Kommission gab der Initiative mit 11 zu 1
Stimmen keine Folge. Sie argumentierte – wie auch bei den fast identischen Initiativen
der Kantone Genf (Kt. Iv. 20.309) und Jura (Kt. Iv. 21.305) – damit, dass den geforderten
Aspekten bereits Rechnung getragen werde. Sie reichte jedoch ein eigenes Postulat (Po.
21.3596) ein, mit welchem sie sich den Fragen bezüglich der so genannten
Millimeterwellenfrequenz widmen will. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg bezüglich eines Moratoriums für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellennetzes, gemeinsam mit zwei ähnlichen Initiativen der Kantone Jura
und Genf sowie dem Postulat «Künftige Frequenznutzung für den Mobilfunk im
sogenannten Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der
Ständerat gab den drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat schloss sich in der Frühjahrssession 2022 seiner vorberatenden KVF-
NR sowie dem Ständerat an, indem er der Standesinitiative des Kantons Neuenburg
bezüglich eines Moratoriums für den Aufbau des 5G-Millimeterwellennetzes sowie
zwei ähnlichen Initiativen der Kantone Genf und Jura keine Folge gab. Diese sind somit
erledigt. 25

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellennetzes (Kt. Iv. 21.305)

Post und Telekommunikation

Im Frühling 2020 hatten die beiden Kantone Genf (Kt. Iv. 20.309) und Neuenburg (Kt. Iv.
20.314) je eine Standesinitiative zum Thema Mobilfunk eingereicht; sie forderten darin
ein Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes. Im Dezember 2020
folgte nun auch der Kanton Jura mit einer ähnlichen Initiative. Diese umfasste vier
Punkte. Erstens verlangte der Kanton Jura ebenfalls ein «Moratorium für den Aufbau
des 5G-Millimeterwellen-Netzes», bis eine nationale Erhebung über die
Strahlenbelastung vorliege. Zweitens solle die Gesetzgebung dahingehend angepasst
werden, dass der Bund und die Kantone ein schweizweites Funkwellenkataster
einrichten müssen. Zudem sollen bei der Planung der Netzabdeckung die Kantone und
Gemeinden stärker einbezogen werden. Und schliesslich müsse die Bevölkerung über
Massnahmen zur Prävention vor Strahlung besser informiert werden. 26

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die KVF-SR beantragte im Mai 2021 mit 11 zu 1 Stimmen, der Standesinitiative des
Kantons Jura mit dem Titel «Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-
Netzes» keine Folge zu geben. Die vom Bundesrat beschlossenen Massnahmen
betreffend den Ausbau des Mobilfunknetzes (beispielsweise Einrichtung eines
nationalen Funkwellenkatasters) würden die Forderungen der Kommission grösstenteils
abdecken, argumentierte die Kommission. Mit demselben Stimmenverhältnis und
derselben Begründung lehnte die Kommission auch die Standesinitiativen Genf (Kt. Iv.
20.309) und Neuenburg (Kt. Iv. 20.314) ab. Die Kommission reichte jedoch selber ein
Postulat ein, mit welchem der Bundesrat dazu aufgefordert wird, abzuklären, wie bei
der künftigen Nutzung von Millimeterwellenfrequenzen die Bevölkerung, Behörden,
Kantone und die zuständigen Parlamentskommissionen besser informiert respektive
einbezogen werden können. Auch solle darüber informiert werden, wie die
Forschungsergebnisse über die Auswirkung dieser neuen Frequenzen bei ihrer
zukünftigen Nutzung berücksichtigt werden können. 27

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 9



Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2021 die Standesinitiative des Kantons
Jura zu einem Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes,
gemeinsam mit zwei ähnlich gelagerten Initiativen der Kantone Genf und Neuenburg
sowie dem Postulat «Künftige Frequenznutzung für den Mobilfunk im sogenannten
Millimeterwellenbereich. Einbezug der Kantone» der KVF-SR. Der Ständerat gab den
drei Initiativen keine Folge, nahm das Postulat jedoch an. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat schloss sich in der Frühjahrssession 2022 seiner vorberatenden KVF-NR
sowie dem Ständerat an und gab der Standesinitiative des Kantons Jura zu einem
Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellen-Netzes sowie zwei ähnlichen
Initiativen der Kantone Genf und Neuenburg keine Folge. Diese sind somit erledigt. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Künftige Frequenznutzung für den Mobilfunk
im sogenannten Millimeterwellenbereich.
Einbezug der Kantone (Po. 21.3596)

Post und Telekommunikation

Die KVF-SR beschloss im Mai 2021, ein Kommissionspostulat betreffend die zukünftige
Frequenznutzung für den Mobilfunk im Millimeterwellenbereich einzureichen. Sie tat
dies im Rahmen der Debatte zu drei Standesinitiativen (Kt. Iv. Genf 20.309; Kt. Iv.
Neuenburg 20.314; Kt. Iv. Jura 21.305), welche ein Moratorium für den Aufbau des 5G-
Millimeterwellen-Netzes forderten. Als Millimeterwellenbereich wird der
Frequenzbereich ab 24 Gigahertz bezeichnet. Das Kommissionspostulat forderte den
Bundesrat auf, in einem Bericht aufzuzeigen, wie der frühzeitige Einbezug der Kantone
und der Parlamentskommissionen bei dieser Thematik sichergestellt und die
Bevölkerung adäquat informiert wird und wie die entsprechenden
Forschungsergebnisse zum Millimeterwellenbereich in einen allfälligen Entscheid über
die Nutzung dieser Frequenzen einbezogen werden. 30

POSTULAT
DATUM: 10.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 einmal mehr mit dem Thema
Mobilfunk/5G. In diesem Rahmen erläuterte Stefan Engler (mitte, GR) die Überlegungen
der KVF-SR zu drei Standesinitiativen (Kt.Iv. GE 20.309; Kt.Iv. JU 21.305; Kt.Iv. NE 20.314)
betreffend ein Moratorium für den Aufbau des 5G-Millimeterwellennetzes sowie zum
Postulat zur zukünftigen Frequenznutzung für den Mobilfunk im
Millimeterwellenbereich, das die KVF-SR selbst im Mai 2021 eingereicht hatte. Engler
erläuterte, dass sich mehrere Forderungen der Standesinitiativen bereits in Umsetzung
befänden. So sei eine schweizweite Übersicht über die Belastung durch
nichtionisierende Strahlungen – ein so genannter Funkwellenkataster – lanciert worden.
Zudem sei der Einbezug der Kantone und der Gemeinden bei der Planung der
Netzabdeckung durch einen neuen Leitfaden sowie durch das Mitspracherecht der
Gemeinden und Kantone bei der Standortwahl für Mobilfunkanlagen bereits
gewährleistet. Schliesslich sei auch die geforderte Information und die Sensibilisierung
der Bevölkerung bereits in die Wege geleitet: Der Bundesrat habe diese Massnahme
aufgrund des Berichtes der Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung beschlossen. Die
wichtigste Forderung jedoch, jene nach einem Moratorium für den Aufbau der 5G-
Millimeterwellennetze, wollte die KVF-SR nicht erfüllen, da dies «schwerwiegende
Auswirkungen» auf Wissenschaft, Innovation und auch auf die Gesellschaft mit sich
bringen könnte. Im Gegenzug habe die Kommission jedoch beschlossen, ein eigenes
Postulat einzureichen, welches die in den Standesinitiativen geschilderten Sorgen
aufnimmt. Mit diesem Postulat solle der Einbezug der Kantone und der
Parlamentskommissionen sowie eine adäquate Information der Bevölkerung
sichergestellt werden. Auch sollen die Forschungsergebnisse zum
Millimeterwellenbereich in einen späteren Entscheid betreffend die Nutzung
ebendieser Frequenzen einfliessen. Engler empfahl deshalb, die drei Standesinitiativen
abzulehnen und das Kommissionspostulat anzunehmen. Das Stöckli kam dieser
Empfehlung stillschweigend nach. 31

POSTULAT
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Mobilfunknetz. Die Rahmenbedingungen für
einen raschen Aufbau jetzt schaffen (Mo.
20.3237)

Post und Telekommunikation

Die FDP.Liberale-Fraktion reichte im Mai 2020 eine Motion ein, in der sie die
notwendigen Rahmenbedingungen für einen raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes
einforderte. Damit soll es den Telecom-Anbietern ermöglicht werden, bis 2024 ein
hochwertiges, aber kostengünstiges nationales 5G-Netz zu errichten. Die dafür
notwendigen Massnahmen seien bereits im entsprechenden Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt worden, erklärte die Partei. Zudem solle der
Bundesrat die Bevölkerung angemessen und transparent über den Mobilfunk-Standard
5G informieren. Denn dieser berge ein grosses Potenzial, namentlich in den Bereichen
E-Health, autonome Fahrzeuge oder auch bei der Drohnentechnologie.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Diese wurde in der Herbstsession
2020 durch Marionna Schlatter (gp, ZH) bekämpft. Im Rahmen der Nationalratsdebatte
zum Vorstoss in der Sommersession 2021 erläuterte FDP-Sprecher Wasserfallen (fdp,
BE) noch einmal die Vorteile dieser Technologie. Er räumte aber auch ein, dass der
derzeitige Strahlengrenzwert für Mobilfunkantennen leicht angehoben werden müsse,
wobei dem Gesundheitsaspekt jedoch selbstverständlich weiterhin Rechnung getragen
werden solle. Für Marionna Schlatter kam ebendiese Anhebung der Grenzwerte nicht in
Frage. Das Parlament habe dies bereits zwei Mal abgelehnt (Mo. 16.3007 und Mo.
18.3006), und auch ein Grossteil der Bevölkerung wolle dies nicht. Auch sei die
Forschung über die Auswirkungen einer hohen Strahlenbelastung noch nicht genügend
weit fortgeschritten. Die Mehrheit des Nationalrates stellte sich in der Abstimmung
hinter die FDP.Liberale-Fraktion und nahm den Vorstoss mit 97 zu 76 Stimmen, bei 18
Enthaltungen, an. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Grünen- und SP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitglieder der Mitte-, der
GLP- sowie der SVP-Fraktionen. 32

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine abgeänderte Motion der FDP-Liberale-Fraktion für den raschen Aufbau des 5G-
Mobilfunknetzes stiess in der kleinen Kammer in der Sommersession 2023 auf breite
Zustimmung. Stillschweigend hiess der Ständerat einen Änderungsantrag seiner KVF-SR
gut, wonach der Ausbau des Mobilfunknetzes mit dem neusten Standard ohne
Erhöhung der bestehenden vorsorglichen NISV-Anlagegrenzwerte erfolgen soll. Die
Kommission hatte im Mai mit 7 zu 5 Stimmen eine entsprechende Ergänzung im
Motionstext vorgeschlagen und das Anliegen schliesslich einstimmig zur Annahme
beantragt, nachdem sie mit verschiedensten betroffenen Akteuren Gespräche geführt
hatte, wie Kommissionssprecherin Lisa Mazzone (gp, GE) im Rat sagte. Die mit der
Änderung nun aufgeführten Anlagegrenzwerte gemäss NISV seien im Sinne des
Vorsorgeprinzips für Orte mit empfindlicher Nutzung – etwa in Wohnhäusern, Schulen,
Spitälern, Pflegeheimen oder Kinderspielplätzen – definiert, um vor noch unbekannten
Risiken zu schützen. Im Gegensatz dazu sehe der weniger strenge Immissionsgrenzwert
den Schutz vor Strahlung nach aktuellen wissenschaftlichen Kenntnissen vor und gelte
überall sonst, wo sich Menschen aufhalten können. In der vorliegenden Motion habe
sich die Kommission bewusst auf die strengeren Anlagegrenzwerte bezogen, um mit
deren Beibehaltung die Akzeptanz der Technologie sicherzustellen, führte die Genferin
aus. 33

MOTION
DATUM: 13.06.2023
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2023 sprach sich der Nationalrat für eine abgeänderte Motion der
FDP.Liberalen-Fraktion aus. Der Ständerat hatte zuvor als Zweitrat einem
Änderungsantrag der KVF-SR zugestimmt. Somit forderte die Motion weiterhin den
raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes, ohne jedoch die bestehenden vorsorglichen
NISV-Anlagegrenzwerte zu erhöhen. 
Die vorberatende KVF-NR hatte sich mit 19 zu 4 Stimmen für die Annahme der
abgeänderten Motion ausgesprochen. Marco Romano (mitte, TI) und Christian
Wasserfallen (fdp, BE) merkten als Kommissionssprecher an, dass der schnelle Ausbau
der 5G-Infrastruktur für verschiedenste Lebensbereiche wie Medizin, öffentlicher
Verkehr oder Wirtschaft unerlässlich sei. Unter Verweis auf aktuelle Berichte ergänzte
Wasserfallen, dass die Strahlenbelastung mit neuen Technologien wie 5G bei
zunehmender Leistung abnehme. Zudem läge sogar der erhöhte NISV-Anlagegrenzwert

MOTION
DATUM: 21.09.2023
LENA BALTISSER
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unter dem empfohlenen Maximalwert der WHO, was den Zusatz der gleichbleibenden
Grenzwerte aus physikalischer Sicht überflüssig mache. Um die Motion mehrheitsfähig
zu halten, könne aber von einer Erhöhung der Grenzwerte abgesehen werden. 
Eine Minderheit der KVF-NR sprach sich gegen die Motion aus. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (grüne, GE) führte in deren Namen aus, dass das Mobilfunknetz bereits
ausreichend ausgebaut sei, die Gesundheit der Bevölkerung bei einer Anhebung des
Grenzwerts nicht mit genügend Sicherheit gewährleistet werden könne und generell die
Nutzung des Festnetzes vorzuziehen sei. 
Bundesrat Albert Rösti, der noch immer für Annahme der Motion plädierte, erläuterte,
dass die Motion zu einer Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung führen
würde und nicht zu einer konkreten Gesetzesänderung. 
In der Folge nahm der Nationalrat die Motion mit 121 zu 43 Stimmen bei 11 Enthaltungen
an. Ablehnende Stimmen fanden sich bei den Grünen, welche sich geschlossen gegen
die Motion aussprachen, sowie bei der SP- und der SVP-Fraktion. Der Bundesrat wird
sich somit an die Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung machen. 34

Saferphone-Initiative

Post und Telekommunikation

Im August 2022 lancierte ein Komitee, in dem unter anderem aktive und ehemalige
Politikerinnen und Politiker der Grünen, der SP und der SVP vertreten waren, die
Saferphone-Initiative. Diese soll einen besseren Schutz vor Mobilfunkstrahlung
gewährleisten. Die Initiative forderte insbesondere den Einsatz emissionsarmer
Technologie sowie die Festlegung tieferer Strahlengrenzwerte. Grundsätzlich solle die
Versorgung mit Fernmeldediensten über das Kabelnetz erfolgen. Sollte die
Volksinitiative angenommen werden, müsste die Bundesversammlung innerhalb von
drei Jahren ein Ausführungsgesetz erarbeiten. Bis dahin dürften nur Frequenzen
genutzt werden, «die innerhalb der bis zum 31. Dezember 2021 konzessionierten
Frequenzbänder liegen». Zudem dürfe die vorsorgliche Emissionsbegrenzung gemäss
NISV nicht gelockert werden. Die Sammelfrist dauert bis 13. März 2024.
Michael Töngi (gp, LU), Mitglied des Initiativkomitees und Nationalrat der Grünen,
argumentierte, dass sich die Initiative nicht gegen die 5G-Technologie richte. Der Druck
durch eine Initiative sei aber nötig, da die Mobilfunkbetreibenden sich stark für höhere
Grenzwerte einsetzten. Wie Le Temps berichtete, bereite die Initiative den
Mobilfunkbetreibenden tatsächlich Sorge. So liess sich eine anonyme Quelle mit der
Befürchtung zitieren, dass diese Initiative den technologischen Fortschritt einfrieren
werde.
Die Delegiertenversammlung der Grünen Schweiz beschloss im August 2022 die
Unterstützung für die Saferphone-Initiative; es gab aber innerhalb der Partei durchaus
Diskussionen darüber. So kritisierte beispielsweise Rahel Ruch vom Grünen Bündnis
Bern den Verein Frequencia, der hinter dieser Initiative stand. Exponentinnen und
Exponenten dieses Vereins seien bereits mehrfach durch verschwörungstheoretische
und antisemitische Äusserungen aufgefallen. Das Initiativkomitee reagierte darauf und
liess im September 2022 verlauten, dass es einen neuen Trägerverein gründen werde,
der die Organisation der Unterschriftensammlung von Frequencia übernehmen wird. 
Am 12. Dezember 2022 gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die Initiative vorzeitig und
mit nur einer gültigen Stimme eingereicht worden ist; die Initiative scheiterte somit
bereits im Sammelstadium. Das Initiativkomitee begründete den Abbruch der
Unterschriftensammlung und somit den Rückzug der Initiative mit dem Umstand, dass
es nicht gelungen sei, einen eigenständigen Trägerverein aufzubauen. Das Anliegen
behalte jedoch seine Relevanz und werde mit anderen Instrumenten weiterverfolgt. 35
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